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Resolution des Kreises Unna zum Bleiberecht für langjährig hier lebende geduldete
Menschen

Sehr geehrter Herr Landrat Makiol la,

die SPD-Fraktion im Kreistag des Kreises Unna bittet, den folgenden Antrag auf die Tages-
ordnung der nächsten Sitzung des Kreistags, bzw. des Kreisausschusses sowie des zustän-
digen Fachausschusses zu nehmen und einen entsprechenden Beschluss zu fassen:

Antrag
Der Kreistag des Kreises Unna bringt seine Sorge riber die anhaltend unsichere Lebenssitu-
ation der langjährig geduldeten Flüchtl inge zum Ausdruck.

Der Kreistag des Kreises Unna spricht sich gemeinsam mit den beiden großen Kirchen und
deren Wohlfahrtsverbänden, dem Diakonischen Werk und dem Caritasverband sowie ge-
meinsam mit der Bundeskon'ferenz der Integrations- und Ausländerbeauftragten für die Auf-
hebung der Befristung in der gesetzl ichen Altfal lregelung nach $104a und 104b Aufenthalts-
gesetz (AufenthG) auf den 31J22009 und gleichzeit ig fr ir  eine effektive und nachhalt ige
Gewährleistung eines humanitären Bleiberechts aus.

Der Kreistag des Kreises Unna erinnert an die lntention des Gesetzgebers aus dem Jahre
2007, ein Bleiberecht für langjährig in Deutschland lebende geduldete Flüchtl inge zu gewäh-
ren, und stel l t  mit Bedauern fest, dass das gesetzl ich angestrebte Ziel nur fur eine Minderheit
der Flüchtl inge erreicht werden konnte.

Der Kreistag des Kreises Unna appell iert an Bundesregierung und Bundestag, eine gesetzl i-
che Neuregelung mit dem Ziel eines effektiven humanitären Bleiberechts rechtzeit ig zu be-
schl ießen.
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Begründung
Die im Sommer 2007 beschlossene Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Flüchtl in-
ge soll te die sogenannten "Kettenduldungen" abschaffen und den mehr als 100.000 Gedul-
deten, die seit vielen Jahren bei uns leben, eine Perspektive für einen dauerhaften Aufenthalt
in Deutschland geben. Nun läuft zum 31 .12.2009 die Frist fur Anträge nach der gesetzl ichen
Al t fa l l regelung aus.

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass aus Grunden, die die Betroffenen nicht zu vertreten ha-
ben, der überwiegende Teil  der potenziel l  Begunstigten die mit der Altfal lreglegung verbun-
denen Anforderungen nicht erfül len können und ihr entsprechender Antrag abgelehnt worden
ist, sofern sie nicht von vornherein auf eine Antragstel lung verzichtet haben. Hierunter sind
auch viele ältere, kranke und erwerbsunfähige Menschen. Nach heutigem Kenntnisstand
konnten bundesweit bisher nur rund 6.500 Geduldete einen dauerhaften Aufenthaltsstatus
nach der Altfal lregelung erhalten, während sich die Zahl derjenigen Geduldeten, denen eine
Aufenthaltserlaubnis auf Probe ertei l t  worden ist, auf über 30.000 belaufen durfte. Diese
Menschen müssen nachweisen, dass sie ihren Lebensunterhalt uberwiegend eigenständig
durch Erwerbsarbeit sichern können. Gelingt dieser Nachweis nicht, verl ieren sie ihren Auf-
enthaltsstatus und fal len wieder in den Status der Duldung zurück.

Angesichts der erheblichen Verschlechterungen auf dem Arbeitsmarkt, l iegt die Schlussfol-
gerung nahe, dass der geforderte Nachweis in den meisten Fällen nicht gelingen wird. Zum
einen haben sich die Möglichkeiten, auf dem Arbeitsmarkt überhaupt eine regelmäßige Be-
schäft igung zu f inden, erheblich verschärft,  zum anderen ist es noch schwieriger geworden,
eine regelmäßige Beschäft igung mit einem Einkommen zu f inden, das den Erwerbstätigen
und gegebenenfal ls ihren Famil ien im geforderten Umfang von staatl ichen Transferleistun-
gen unabhängig machen würde. Förder- und Qualif izierungsmaßnahmen wurden leider erst
so spät angeboten, dass diese Hilfen nicht mehr fr istgerecht greifen können.

Auch die Ausländerbehörden dürfen am Ende des Jahres nicht mit den Problemen al lein
gelassen werden. lm Kreis Unna sind hunderte von Menschen bei derzeit iger Rechtslage
nach dem 31.12.2009 konkret  von Abschiebung bedroht .

Die Praxis der Kettenduldungen muss beendet werden. Es muss eine Lösung gefunden
werden, die der Absicht der Bleiberechtsregelung tatsächlich gerecht wird und vielen lang-
jährig hier lebenden F[ichtl ingen eine sichere Perspektive der lntegration bietet. Dazu ist es
edorderl ich, die bestehende Altfal lregelung kurzfr ist ig nachzubessern und den Stichtag
31.12.2009 fal len zu lassen sowie bald möglichst durch eine Nachfolgeregelung zu ersetzen,
die keine Stichtagsregelung enthält.  In dieser Nachfolgeregelung müssen die Anforderungen
an die Lebensunterhaltssicherung so korrigiert werden, dass sie der realen Wirtschafts- und
Arbeitsmarktssituation Rechnung tragen. Fur Kinder, sowie fr lr ältere, kranke bzw. erwerbs-
unfähige Personen mussen zusätzl iche humanitäre Aspekte gelten und kurzf r ist ige Lösun-
gen gefunden werden.

Mi t  f  reundl ichen Grüßen
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